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IW-Kurzbericht 6/2025

Björn Kauder, 20.01.2025 

In den vergangenen zehn Jahren haben das Land NRW 

und die NRW-Kommunen zusätzliche Stellen geschaf-

fen. Die Anzahl der Beschäftigten – sozialversiche-

rungspflichtige Arbeitnehmer und Beamte – ist insge-

samt um 16 Prozent gestiegen.  

Im öffentlichen Dienst des Landes NRW arbeiten immer 

mehr Menschen. Im Jahr 2023 wiesen Land und Kom-

munen 890.000 Beschäftigte auf und somit rund 

120.000 Beschäftigte mehr als im Jahr 2013 (Statisti-

sches Bundesamt, 2014; 2024). Von dem Zuwachs ent-

fallen lediglich zwei Fünftel (48.000 Beschäftigte) auf 

das Land, während drei Fünftel des Zuwachses (72.000 

Beschäftigte) auf die Kommunen entfallen. Auch pro-

zentual fiel der Zuwachs bei den Kommunen mit 22 Pro-

zent deutlich stärker aus als beim Land (11 Prozent). 

Betrachtet werden sowohl sozialversicherungspflich-

tige Beschäftigte im öffentlichen Dienst als auch Be-

amte. Dabei werden Beschäftigte des Bundes und der 

Sozialversicherungen sowie Beschäftigte in öffentlich 

bestimmten Einrichtungen (zum Beispiel Zweckver-

bände) und Unternehmen in privater Rechtsform nicht 

eingerechnet. Auch bundesweit zeigt sich ein Aufwuchs 

der Beschäftigung im öffentlichen Dienst (Hentze/Kau-

der, 2024). Trotzdem werden die Beschwerden über ei-

nen Personalmangel immer lauter. Behauptet wird, es 

fehlten bundesweit gegenwärtig mehr als 570.000 Be-

schäftigte. Der Bedarf beziehe sich auf fast alle Bereiche 

und Tätigkeiten, insbesondere auf die Justiz, die Polizei 

und die kommunalen Ausländerbehörden (dbb Beam-

tenbund und Tarifunion, 2024). In NRW wird außerdem 

in der Kinder- und Jugendhilfe eine Personallücke be-

klagt (Deutsches Jugendinstitut, 2024).  

Wie lässt sich dieser vermeintliche Widerspruch zwi-

schen Personalzuwachs und Personalmangel auflösen? 

Ein zunehmender Anteil an Teilzeitstellen taugt nicht als 

Erklärung (Hentze/Kauder, 2024). Es liegt jedoch die 

Vermutung nahe, dass die Bedarfe teilweise stärker 

steigen als die Mitarbeiterzahl. Ein Grund dafür könnte 

der Bevölkerungszuwachs sein. Auch Reformen, etwa in 

der Sozial- und Steuerpolitik, die mit erhöhtem Verwal-

tungsaufwand einhergehen, könnten eine Rolle spielen. 

Im Folgenden wird zunächst die Entwicklung in NRW 

dargestellt und mit der Entwicklung in den anderen Flä-

chenländern verglichen. Im Anschluss wird ein Blick auf 

die einzelnen Aufgabenbereiche geworfen, um Aussa-

gen über die Verteilung des Stellenaufwuchses des Lan-

des NRW treffen zu können. 

Im Jahr 2023 gab es in NRW 496.000 Beschäftigte auf 

Landesebene sowie 394.000 Beschäftigte auf kommu-

naler Ebene. Zehn Jahre zuvor waren es lediglich 

448.000 Beschäftigte beim Land und 322.000 Beschäf-

tigte bei den Kommunen. Daraus ergibt sich ein Zu-

wachs von 11 Prozent beim Land und von 22 Prozent 

bei den Kommunen. Zum Vergleich: In den anderen Flä-

chenländern wuchs die Landesbeschäftigung um 

10 Prozent und die kommunale Beschäftigung um 
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24 Prozent. Somit bewegt sich NRW beim Zuwachs 

weitgehend im Durchschnitt. Interessant ist ein Blick 

auf das Verhältnis aus Beamten und Arbeitnehmern 

(Kauder, 2024). Die Zahl der Landesbeamten in NRW 

stieg im Zehnjahresvergleich um 4,6 Prozent, die der 

Landesarbeitnehmer hingegen um 20 Prozent. In den 

anderen Flächenländern kletterte die Zahl der Landes-

beamten um 4,9 Prozent und die Zahl der Arbeitnehmer 

der Länder um 17 Prozent.  

Bei den Kommunen ist ein ähnliches Muster ersichtlich. 

Die Kommunalbeamten in NRW legten um 4,1 Prozent 

zu, die kommunalen Arbeitnehmer um 27 Prozent. In 

den anderen Flächenländern ging die Zahl der Kommu-

nalbeamten um 0,1 Prozent zurück, während die Zahl 

der Arbeitnehmer wiederum um 27 Prozent anstieg.  

Neben der Dynamik bei den Beschäftigten und dem 

Verhältnis aus Beamten und Arbeitnehmern ist das Be-

schäftigungsniveau von Interesse. Für den Vergleich 

wird die Zahl der Beschäftigten im öffentlichen Dienst 

in NRW mit der Beschäftigung in anderen Flächenlän-

dern verglichen, jeweils pro 1.000 Einwohner. Der linke 

Teil der Abbildung zeigt die Ergebnisse für die Landes-

ebene. Im vergangenen Jahr kam NRW auf 15,2 

Landesbeamte sowie 12,1 Landesarbeitnehmer pro 

1.000 Einwohner. Diese Werte sind niedriger als in den 

anderen Flächenländern (15,7 und 13,5). Somit ist auch 

die Gesamtzahl der Landesbeschäftigten pro Einwohner 

in NRW vergleichsweise niedrig. Ein ähnliches Muster 

zeichnete sich bereits zehn Jahre zuvor ab, nur auf nied-

rigerem Niveau. Bei den Kommunen zeigt sich wiede-

rum, dass die Beschäftigung in NRW leicht niedriger 

ausfällt als im Durchschnitt der anderen Flächenländer 

– sowohl im Jahr 2013 als auch im Jahr 2023 (rechter 

Teil der Abbildung). Gleichzeitig wird jedoch deutlich, 

dass die Zahl der kommunalen Beamten in NRW auffäl-

lig hoch ist: pro Einwohner rechnerisch beinahe doppelt 

so hoch (3,7 pro 1.000 Einwohner) wie in den anderen 

Flächenländern (2,0 pro 1.000 Einwohner). Die Zahl der 

kommunalen Arbeitnehmer fällt entsprechend in NRW 

niedriger aus (18,0 zu 20,4 pro 1.000 Einwohner). 

Eine zentrale Frage ist die Entwicklung in den einzelnen 

Aufgabenbereichen des öffentlichen Dienstes. Aus 

Gründen der Datenverfügbarkeit werden nur Landesbe-

schäftigte in Vollzeitäquivalenten der Jahre 2013 und 

2022 miteinander verglichen (Sonderauswertung des 

Statistischen Bundesamts).  
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◼ Ein relevanter Abbau der Landesbeschäftigten (um 

mindestens 1.000 Beschäftigte) ist von 2013 bis 

2022 lediglich in drei Bereichen festzustellen: Im 

Verkehrs- und Nachrichtenwesen ging die Beschäf-

tigung um 1.800 oder 33 Prozent zurück. Ein Rück-

gang von 1.900 Beschäftigten oder 12 Prozent zeigt 

sich bei den Sonder- und Förderschulen. Um 3.400 

oder 4 Prozent sank die Zahl der Beschäftigten in 

weiterführenden allgemeinbildenden Schulen. 

Dem steht ein bemerkenswerter Stellenaufbau vor al-

lem in folgenden Bereichen gegenüber:  

◼ Im Aufgabenbereich „politische Führung und zent-

rale Verwaltung, auswärtige Angelegenheiten“ ist 

ein starker Stellenaufwuchs zu beobachten. Die An-

zahl stieg um 4.800 oder 34 Prozent. Auf jeden der 

drei Teilbereiche entfällt etwa ein Drittel des Auf-

wuchses. Der starke Anstieg im Bereich „politische 

Führung und zentrale Verwaltung“ ist auch außer-

halb NRWs markant (Hentze/Kauder, 2024). 

◼ Für die Öffentliche Sicherheit und Ordnung sind im 

Jahr 2022 deutlich mehr Beschäftigte verantwort-

lich als neun Jahre zuvor. Der Stellenzuwachs (6.200 

oder 13 Prozent) geht nahezu vollständig auf die Po-

lizei zurück. Auch im Rechtsschutz (größtenteils Ge-

richte und Staatsanwaltschaften) ist ein deutlicher 

Anstieg zu beobachten (2.600 oder 7 Prozent). 

◼ Bei den allgemeinbildenden und beruflichen Schu-

len stieg die Zahl der Beschäftigten um 2.300 oder 

1 Prozent, in den Grundschulen um 5.500 oder 

16 Prozent und bei den sonstigen schulischen Auf-

gaben um 2.100 oder 14 Prozent.  

◼ Noch deutlich stärker ist die Dynamik bei den Hoch-

schulen. Der Anstieg um 22.000 oder 24 Prozent 

geht zu etwa gleichen Teilen auf die öffentlichen 

Hochschulen und Berufsakademien einerseits sowie 

auf die Hochschulkliniken andererseits zurück. 

◼ Der prozentual stärkste Zuwachs zeigt sich bei Er-

nährung, Landwirtschaft und Forsten mit 88 Pro-

zent oder 1.500 Beschäftigten.  

Die Personalstatistik im öffentlichen Dienst zeigt unter-

schiedliche Trends. Der allgemeine Anstieg der Beschäf-

tigten ist vor allem auf veränderte Bedarfe im Bildungs-

wesen und in der öffentlichen Sicherheit zurückzufüh-

ren. Die Bedeutung dieser Bereiche ist gesellschaftlich 

breit akzeptiert. Der kräftige Personalaufbau im Bereich 

„politische Führung und zentrale Verwaltung“ ist mit 

Blick auf eine effiziente Verwaltung kritisch zu prüfen. 

Hier liegt die Vermutung nahe, dass Stellen aus politi-

schen Gründen geschaffen worden sind.  

Eine Bewertung der Personalentwicklung im öffentli-

chen Dienst erfordert mindestens eine Differenzierung 

nach Aufgabenbereichen. Während die Bedarfe in vie-

len Aufgabenfeldern weiterhin groß sind, sollte die Po-

litik zugleich auf Effizienzgewinne im Zuge der Digitali-

sierung hinarbeiten. Der gewonnene Handlungsspiel-

raum könnte genutzt werden, um die offenen Bedarfe 

zu reduzieren und übermäßigen Personalabbau etwa in 

für die Infrastruktur wichtigen Ämtern zu korrigieren. 

Dies ist eine gekürzte Version des Beitrags „Öffentlicher 

Dienst: Personalentwicklung in NRW“, in: Städte- und 

Gemeindebund Nordrhein-Westfalen (Hrsg.): Städte- 

und Gemeinderat, Heft 11-12, 2024, S. 8–10. 
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